
 

Beilage 1035/2014 zu den Wortprotokollen des Oö. Landtags 
XXVII. Gesetzgebungsperiode   

 

 

Initiativantrag 

der unterzeichneten freiheitlichen Abgeordneten 

betreffend 

einen Stopp der geplanten Schließungen von Polizeiposten in Oberösterreich 

 

Gemäß § 25 Abs. 6 der Landtagsgeschäftsordnung wird dieser Antrag als dringlich bezeichnet. 

 

Der Oö. Landtag möge beschließen: 

 

Resolution 

 

Die Oö. Landesregierung wird aufgefordert, bei der Bundesregierung für einen Stopp der geplanten 

Schließungen von Polizeiposten in Oberösterreich einzutreten. Zudem soll eine Zusicherung für die 

Beibehaltung aller bestehenden Posten und eine Aufstockung des Personals zur tatsächlichen 

Besetzung aller vorgesehenen Planposten eingefordert werden. 

 

Begründung 

 

Wie seitens der Innenministerin Mikl-Leitner angekündigt, sollen in naher Zukunft zahlreiche 

Polizeiposten geschlossen werden. Wie viele und welche Dienstposten den Sparplänen zum Opfer 

fallen, steht noch nicht fest. In Oberösterreich werden wahrscheinlich bis zu 15 Wachzimmer betroffen 

sein. 

 

Die Schließungen von Polizeiposten stehen in einem eklatanten Widerspruch zum allgemeinen 

Schutzbedürfnis der Bevölkerung. Vor allem im ländlichen Raum führt dieser Schritt zu einer massiven 

Ausdünnung der Sicherheit. Es ist zu befürchten, dass in Zukunft eine flächendeckende Polizeipräsenz 

in ganz Oberösterreich nicht mehr gewährleistet werden kann. Zudem würden sich in vielen Fällen die 

Anfahrtswege zum Einsatzort und somit die Reaktionszeit der Polizei enorm verlängern. Die 

Landesregierung soll daher für einen Stopp der geplanten Schließungen von Polizeiposten in 

Oberösterreich und eine Bestandsgarantie aller derzeit bestehenden Dienststellen eintreten. 

 

Als Begleitmaßnahme ist von der Bundesregierung weiters eine Aufstockung des Personals 

einzufordern, damit alle Planposten in Oberösterreich auch tatsächlich besetzt werden. Durch 

Dienstzuteilungen, Karenzierungen und andere Gegebenheiten klafft eine große Lücke zwischen dem 

Soll- und Ist-Stand. Für ein sicheres Oberösterreich muss der Personalmangel bei der Polizei beseitigt 

werden. 

 

Linz, am 20. Jänner 2014 

 

(Anm.: FPÖ-Fraktion) 
Steinkellner, Mahr, Povysil, Klinger, Wall, Schießl, Lackner, Cramer  


